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Leitsätze

1. Die erteilte Baugenehmigung zur Errichtung einer Spielhalle entfaltet weder
Bindungswirkung hinsichtlich der Rechtsfragen, die in die Prüfungskompetenz
der Gewerbebehörden fallen, noch begründet sie hinsichtlich gewerberechtlicher
Erlaubnisvoraussetzungen oder Versagungsgründe Vertrauensschutz.

2. Der Landesgesetzgeber war zum Erlass von �42 Abs. 2 LGlüG (Verbot
mehrerer Spielhallen in einem baulichen Verbund) befugt.

Tenor

Der Antrag der Klägerin auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des Ver-1
waltungsgerichts Freiburg vom 30. Juli 2013 - 5 K 2495/12 - wird abgelehnt.

Die Klägerin trägt die Kosten des Berufungszulassungsverfahrens.2

Der Streitwert wird in Abänderung der Streitwertfestsetzung des Verwaltungs-3
gerichts für das dortige Verfahren von Amts wegen sowie für das Berufungszu-
lassungsverfahren auf 15.000 EUR festgesetzt.

Gründe

Der auf die Zulassungsgründe der ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des4
verwaltungsgerichtlichen Urteils (�124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO), auf besondere tat-
sächliche oder rechtliche Schwierigkeiten der Rechtssache (�124 Abs. 2 Nr. 2
VwGO) sowie auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (�124 Abs. 2
Nr. 3 VwGO) gestützte Antrag der Klägerin auf Zulassung der Berufung hat

∗http://openjur.de/u/687336.html (= openJur 2014, 8951)
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keinen Erfolg.

1. Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit der verwaltungsgerichtlichen Entschei-5
dung (�124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) sind dann gegeben, wenn neben den für
die Richtigkeit der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung sprechenden Umstän-
den gewichtige, dagegen sprechende Gründe zutage treten, die Unentschieden-
heit oder Unsicherheit in der Beurteilung der Rechtsfragen oder Unklarheit
in der Beurteilung der Tatsachenfragen bewirken und mithin der Erfolg des
angestrebten Rechtsmittels zumindest o�en ist. Dies ist bereits dann ausre-
ichend dargelegt, wenn ein einzelner tragender Rechtssatz oder eine erhebliche
Tatsachenfeststellung mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage gestellt werden
(vgl. BVerfG, Beschluss vom 23.06.2000 - 1 BvR 830/00 -, VBlBW 2000, 392;
VGH Baden-Württemberg, Beschlüsse vom 27.01.2004 - 9 S 1343/03 -, NVwZ-
RR 2004, 416, und vom 17.03.2004 - 9 S 2492/03 -). Ausgehend hiervon werden
ernstliche Zweifel an der Richtigkeit der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung
mit dem Antragsvorbringen nicht hervorgerufen.

Das Verwaltungsgericht hat die Verp�ichtungsklage der Klägerin auf Erteilung6
einer gewerberechtlichen Erlaubnis für den Betrieb einer Spielhalle mit der
Begründung abgelehnt, dass der Erteilung �42 Abs. 2 LGlüG entgegenstehe,
weil die Spielhalle der Klägerin in einem baulichen Verbund mit einer weit-
eren in dem gemeinsamen Gebäude untergebrachten Spielhalle stehe. �42 Abs. 2
LGlüG verstoÿe weder gegen deutsches Verfassungsrecht noch gegen das Recht
der Europäischen Gemeinschaften. �42 Abs. 2 LGlüG betre�e das Recht der
Spielhallen, für das der Bund nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG keine Geset-
zgebungskompetenz mehr besitze. Der Landesgesetzgeber habe mit �42 Abs. 2
LGlüG weder in die beim Bund verbliebene Gesetzgebungskompetenz für das
Recht der Spielautomaten noch in die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes
für das Städtebaurecht eingegri�en. �42 Abs. 2 LGlüG verstoÿe auch nicht gegen
die grundrechtlichen Gewährleistungen aus Art. 12 Abs. 1 GG, Art. 14 Abs. 1
GG und Art. 3 Abs. 1 GG sowie den aus dem Rechtsstaatsprinzip folgenden
Grundsatz des Vertrauensschutzes. Die Klägerin genieÿe nicht etwa deswegen
Vertrauensschutz, weil sie seit dem 22.02.2012 eine Baugenehmigung für die
Nutzung der Räume als Spielhalle besitze.

Das Zulassungsverbringen der Klägerin stellt diese Erwägungen im verwaltungs-7
gerichtlichen Urteil nicht ernstlich in Frage.

a. Soweit die Klägerin darauf abstellt, dass sie zum Zeitpunkt der Beantragung8
der gewerberechtlichen Erlaubnis zum Betrieb der Spielhalle (20.08.2012) einen
Anspruch auf ihre Erteilung gehabt habe und dieser Anspruch � jetzt auch noch�
bestehe, wird bereits nicht dargelegt, warum hier maÿgeblich auf den Zeitpunkt
der behördlichen Antragstellung abzustellen sein sollte (vgl. dazu: BVerwG,
Urteil vom 17.12.1954 - V C 97.54 -, BVerwGE 1, 291, 295; Bosch/Schmidt,
Praktische Einführung in das verwaltungsgerichtliche Verfahren, 8. Au�. (Vo-
rau�age), �39 III 1). Darüber hinaus stünde einem solchen Anspruch �25 Abs. 2
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GlüStV entgegen, nach dem - wie auch gemäÿ �42 Abs. 2 des Landesglücksspielge-
setzes, das allerdings erst zum 29.11.2012 in Kraft getreten ist - die Erteilung
einer Erlaubnis für eine Spielhalle, die in einem gemeinsamen Gebäude mit
einer weiteren Spielhalle untergebracht ist, ausgeschlossen ist. Mit der Rati-
�kation hat der Glücksspielstaatsvertrag 2012 (GlüÄndStV) die Qualität eines
formellen Landesgesetzes angenommen und entfaltet mit seinem Inkrafttreten
am 01.07.2012 (vgl. Art. 2 GlüÄndStV) unmittelbare Verbindlichkeit auch gegenüber
privaten Dritten (Dietlein/Hecker/ Ruttig, Glücksspielrecht, 2. Au�., Einf Rd-
Nr. 2).

Weiterhin hat das Verwaltungsgericht zu Recht darauf abgestellt, dass die Klägerin9
im Hinblick auf die baurechtliche Genehmigung vom 22.02.2012 keinen Ver-
trauensschutz genieÿt. Die Baugenehmigung ist nach �58 Abs. 1 Satz 1 LBO
zu erteilen, wenn dem genehmigungsp�ichtigen Vorhaben keine von der Bau-
rechtsbehörde zu prüfenden ö�entlich-rechtlichen Vorschriften, also jene, die
Anforderungen an das Bauvorhaben enthalten und über deren Einhaltung nicht
eine andere Behörde in einem gesonderten Verfahren durch Verwaltungsakt
entscheidet (�58 Abs. 1 Satz 2 LBO), entgegenstehen. Die Einhaltung der gewer-
berechtlichen Anforderungen an den Betrieb einer Spielhalle gehören - ungeachtet
möglicher Überschneidungen mit auch bodenrechtlich relevanten Fragen (vgl.
dazu: BVerwG, Urteil vom 27.04.1993 - 1 C 9.92 -, GewArch 1993, 374; OVG
Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 04.09.2013 - 1 M 88/13 -, ZfWG 2013, 428)
- nicht zu den von der Baurechtsbehörde zu prüfenden Fragen (vgl. anderer-
seits zum Bescheidungsinteresse für die Erteilung einer Baugenehmigung oder
zum Rechtsschutzbedürfnis für eine entsprechende Verp�ichtungsklage, wenn die
gewerberechtliche Erlaubnis wegen der Regelungen des �42 LGlüG nicht erteilt
werden kann: VGH Bad.-Württ., Urteil vom 09.10.2013 - 5 S 29/12 -, BauR
2014, 527). Deswegen entfaltet die erteilte Baugenehmigung zur Errichtung einer
Spielhalle weder Bindungswirkung hinsichtlich der Rechtsfragen, die in die Prü-
fungskompetenz der Gewerbebehörden fallen, noch begründet sie hinsichtlich
der gewerberechtlichen Erlaubnisvoraussetzungen oder Versagungsgründe Ver-
trauensschutz. Insbesondere darf die Gewerbebehörde unter Missachtung zwin-
gender gesetzlicher Regelungen nicht nach Maÿgabe der Rechtsvorstellungen
der Klägerin entscheiden (vgl. BVerwG, Urteil vom 27.03.1990 - 1 C 47.88 -,
GewArch 1990, 244).

b. Für die hier in Rede stehende Regelung des �42 Abs. 2 LGlüG steht entgegen10
dem Zulassungsvorbringen der Klägerin dem Landesgesetzgeber die Gesetzge-
bungskompetenz gemäÿ Art. 70 GG zu. �42 Abs. 2 LGlüG zählt zu den Normen,
die im Sinne von Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG zum Recht der Spielhallen gehören.
Dieses Recht wurde im Zuge der Föderalismusreform durch das Gesetz zur Än-
derung des Grundgesetzes vom 28.08.2006 (BGBl. I 2006, 2034) ausdrücklich
vom Recht der Wirtschaft ausgenommen, das zur konkurrierenden Gesetzge-
bung zählt. Die Klägerin stellt nicht in Frage, dass diese Ausnahme von der
allgemeinen Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das Recht der Wirtschaft
- wie fast einhellig angenommen wird (vgl. dazu die Nachweise bei: BayVer-
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fGH, Entscheidung vom 28.06.2013 - Vf. 10-VII-12 u.a. -, NVwZ 2014, 141; VG
Berlin, Urteil vom 01.03.2013 - 4 K 336.12 -, ZfWG 2013, 200) - jedenfalls den
Regelungsgegenstand des bisherigen �33i GewO betri�t, der gemäÿ Art. 125a
Abs. 1 Satz 2 GG durch die Regelung des �42 Abs. 2 LGlüG ersetzt wird (vgl.
auch �41 Abs. 1 Satz 1 LGlüG). Ob darüber hinaus auch die in ��33c bis g
GewO geregelten Materien von der Gesetzgebungskompetenz der Länder nach
Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG erfasst sind (zum Streitstand vgl. ebenfalls die obigen
Nachweise), bedarf hier keiner weiteren Erörterung. Allerdings geht der Landes-
gesetzgeber selbst davon aus, dass die in der Föderalismusreform übertragene
Zuständigkeit für die Spielhallen nur die �räumlich radizierte� Spielhallener-
laubnis in �33i GewO, nicht dagegen das gewerbliche Spielerecht der ��33c bis g
GewO umfasst (vgl. LT-Drs. 14/1930, S. 30 zum Glücksspielstaatsvertrag 2008)
und lässt dieses im Landesglücksspielgesetz auch unberührt (vgl. �51 Abs. 3 Satz
2 LGlüG). Denn das in �42 Abs. 2 LGlüG geregelte Verbot mehrerer Spielhallen
in einem baulichen Verbund betri�t (negative) ortsgebundene Erlaubnisvoraus-
setzungen, die wie die personellen Erlaubnisvoraussetzungen in den Regelungs-
bereich des �33i GewO fallen (vgl. dazu: Rengeling/Szczekalla, Bonner Kommen-
tar zum Grundgesetz, Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 RdNr. 153; Wiedemann/Krappel,
Grenzen landesrechtlicher Rechtsetzungsbefugnisse im Normbereich bundesge-
setzlicher Verordnungsermächtigungen, NVwZ 2013, 673). �42 Abs. 2 LGlüG
knüpft an die konkrete Situation der Lage einer bzw. mehrerer Spielhallen vor
Ort an, indem er - wie es das Verwaltungsgericht zutre�end formuliert hat - die
Dichte von Spielhallen in einem bestimmten Gebiet zum Gegenstand hat und
ist in diesem Sinne �räumlich radiziert�. Die Bestimmungen des gewerblichen
Spielerechts in ��33c - g GewO regeln insoweit hingegen die Dichte von Spiel-
geräten in bestimmten Räumen.

Aus der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zu �33i Abs. 2 Nr. 311
GewO, auf die das Zulassungsvorbringen verweist, ergibt sich nichts anderes (so
aber: Weidemann/Krappel, a.a.O.; Burarack/Kessel, Spielhallenrecht - Vorhang
zu und alle Fragen o�en?, ZfWG 2013, 321; Degenhart, Recht des gewerblichen
Gewinnspiels und Recht der Spielhallen im Kompetenzbereich des Grundgeset-
zes, DVBl. 2014, 416). Zwar hat das Bundesverwaltungsgericht (Urteile vom
09.10.1984 - 1 C 11.83 -, GewArch 1985, 64 und vom 24.04.1990 - 1 C 54.88
-, GewArch 1990, 241) es für unzulässig gehalten, die Versagung der Erlaubnis
nach �33i GewO wegen übermäÿiger Ausnutzung des Spieltriebs (�33i Abs. 2
Nr. 3 GewO) mit bereits in der Nachbarschaft vorhandenen Spielhallen zu be-
gründen. Allerdings hat es das Bundesverwaltungsgericht - worauf bereits das
Urteil des Verwaltungsgerichts hinweist - für denkbar gehalten, dass der Nor-
mgeber den betre�enden Versagungsgrund weiter de�niert und ausgeführt, dass
es vom Regelungsgehalt des einzelnen Versagungsgrundes abhängt, inwieweit
Anforderungen genügt werden muss, die inhaltlich durch die Beziehungen zwis-
chen der Spielhalle und ihrer Umgebung bestimmt werden (BVerwG, Urteil
vom 09.10.1984, a.a.O.). Ein solcher Versagungsgrund ist nunmehr durch die
Regelung des �42 Abs. 2 LGlüG getro�en worden. Vor diesem Hintergrund fehlt
für die Annahme, dass die Übertragung der Gesetzgebungszuständigkeit für das
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Recht der Spielhallen auf die Länder nur im Rahmen der bisherigen Fassung
des �33i GewO und der dazu ergangenen Rechtsprechung erfolgen sollte, der
Landesgesetzgeber mithin keine darüber hinaus gehenden Regelungsbefugnisse
für ortsgebundene Erteilungsvoraussetzungen haben sollte und den bisherigen
Rechtszustand insoweit nicht verändern, sondern quasi nur verwalten kann, jed-
weder Anhaltspunkt (vgl. zur Entstehungsgeschichte der Landeskompetenz für
das Recht der Spielhallen aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 in Verbindung mit Art.
70 GG: Schneider, Das Recht der Spielhallen nach der Föderalismusreform,
GewArch 2009, 265).

Auch mit dem Vorbringen der Klägerin, dass den Ländern nicht das Recht zuste-12
he, in den Bereichen der konkurrierenden Gesetzgebung, die bereits durch ab-
schlieÿende Normierungen des Bundes geregelt seien, ihrerseits in das Boden-
recht und die Bodennutzung im Einzelnen eingreifende und ändernde rechtliche
Regelungen zu erlassen, wird die Richtigkeit des verwaltungsgerichtlichen Urteils
nicht ernstlich in Frage gestellt. Das Verwaltungsgericht hat insoweit ausge-
führt, dass der Landesgesetzgeber mit dem Erfordernis des �42 Abs. 2 LGlüG
das Ziel verfolge, die Spielsucht zu bekämpfen und einzudämmen, und damit
gerade keinen Belang verfolge, der im Rahmen des Städtebaurechts im Sinne
des Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG erheblich sein könne. Diese Erwägungen greift
der insoweit pauschal gehaltene Vortrag der Klägerin im Zulassungsantrag nicht
näher an. Das Verwaltungsgericht hat den Zweck des �42 Abs. 2 LGlüG zutre-
�end dahingehend bestimmt, dass eine übermäÿige Ausnutzung des Spieltriebs
verhindert werden soll (vgl. LT-Drs. 15/2431, S. 50 f.; S. 105; vgl. auch Urteil
des Senats vom 12.09.2013 - 6 S 1172/13 -, ZfWG 2014, 34). Städtebauliche
Regelungen hingegen sollen Bodennutzungen einander sachgerecht zuordnen.
Soweit bauplanungsrechtliche Vorschriften Spielhallen betre�en, soll mit ihnen
sichergestellt werden, dass eine solche Nutzung unter städtebaulichen Gesicht-
spunkten im Einklang mit dem Gebietscharakter und anderen Nutzungen aus-
geübt wird. Dass in beiden kompetenzrechtlich zu unterscheidenden Bereichen
Regelungen zu Spielhallen getro�en werden, ordnet sie nicht dem jeweils an-
deren Kompetenzbereich zu (BayVerfGH, Entscheidung vom 28.06.2013, a.a.O.;
VG Oldenburg, Beschluss vom 03.09.2013 - 12 B 5441/13 -, juris). Soweit die
Klägerin letztlich meint, das Ziel des Landesglücksspielgesetzes, die Glücksspiel-
sucht zu bekämpfen, sei lediglich vorgeschoben und der Landesgesetzgeber würde
allein versuchen, mit dieser vorgeschobenen Regelung die Umsätze und Einkün-
fte aus dem Monopol für sich zu erhalten, geht diese Überlegung schon deswe-
gen fehl, weil hinsichtlich des Rechts der Spielhallen ein (faktisches) staatliches
Monopol nicht in Rede steht. Angesichts der klaren Gesetzesbegründung (LT-
Drs. 15/2431) sind keine Anhaltspunkte dafür ersichtlich und auch nicht von der
Klägerin dargelegt, dass der Landesgesetzgeber mit den Regelungen des 7. Ab-
schnitts des Landesglücksspielgesetzes ein �skalisches Interesse - etwa durch eine
Reduzierung der gewerblichen Spielhallen zu Gunsten der Einnahmen staatlich-
er Spielbanken - verfolgen würde.

c. Die Klägerin vermag auch nicht mit dem im Hinblick auf das �Grundrecht der13
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Berufsfreiheit und der Gewährleistung des Eigentums, den Gleichheitssatz und
den aus dem Rechtsstaatsprinzip folgenden Grundsatz des Vertrauensschutzes�
gemachten Vortrag die Zulassung der Berufung zu erreichen. Die Klägerin führt
insoweit aus, dass es für eine Beschränkung der genannten Grundrechte an dem
Erfordernis des Schutzes überragend wichtiger Gemeinschaftsgüter wie auch an
vernünftigen Erwägungen des Gemeinwohls fehle. Dies wird im Wesentlichen
damit begründet, dass es �keine klaren und eindeutigen wissenschaftlichen Gutacht-
en gibt, die diese Regelungen als vernünftig und erforderlich für die damit ..
bezweckte Eindämmung der Spielsucht ansehen�.

Im Hinblick auf das Grundrecht der Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) beinhal-14
tet �42 Abs. 2 LGlüG eine Regelung der Berufsausübung und lässt die von
der Verfassung verstärkt geschützte Freiheit der Berufswahl unberührt. �42
Abs. 2 LGlüG verwehrt - auch in seinen wirtschaftlichen Auswirkungen (vgl.
dazu: BVerfG, Beschluss vom 12.06.1990 - 1 BvR 355/86 -, NJW 1990, 2306) -
nicht den Zugang zum Beruf eines Spielhallenbetreibers, sondern hat vielmehr
Modalitäten der Berufsausübung zum Gegenstand, wenn er regelt, welche räum-
lichen Anforderungen an Spielhallen zu stellen sind. Beschränkungen der Beruf-
sausübung müssen durch vernünftige Erwägungen des Gemeinwohls legitimiert
sein. Mit �42 Abs. 2 LGlüG soll - wie bereits ausgeführt - eine übermäÿige
Ausnutzung des Glücksspiels verhindert und damit die Spielsucht mit ihren
gravierenden Folgen für den einzelnen Betro�enen und die Gesellschaft bekämpft
werden. Dabei handelt es sich zweifelsfrei um legitime Gemeinwohlziele. Dies
stellt das Zulassungsvorbringen auch nicht in Frage. Entgegen der Ansicht der
Klägerin bestehen auch keine Zweifel an der Geeignetheit der Regelung in �42
Abs. 2 LGlüG. Der Normgeber verfügt bei der Setzung generell-abstrakter Regelun-
gen über einen prinzipiell weiten Gestaltungsspielraum. Es ist Sache des Nor-
mgebers zu entscheiden, mit welchen Mitteln der von ihm verfolgte Zweck ein-
er Maÿnahme zu erreichen ist. Die dieser Entscheidung zugrundeliegenden -
oftmals fachbezogenen - Erwägungen und Wertungen, zumal Einschätzungen
prognostischer Art, können gerichtlich nur dann beanstandet werden, wenn sie
eindeutig widerlegbar oder o�ensichtlich fehlerhaft sind oder wenn sie der verfas-
sungsrechtlichen Werteordnung zuwiderlaufen. Demnach ist bei der gerichtlichen
Kontrolle der Zwecktauglichkeit von Gesetzen die Eignung einer gesetzlichen
Maÿnahme nur dann zu verneinen, wenn das eingesetzte Mittel schlechthin
ungeeignet ist (vgl. BVerfG, Beschluss vom 03.12.1965 - 1 BvL 15/64 -, BVer-
fGE 71, 206, 215). Eine solche Ungeeignetheit legt die Klägerin mit ihrem
Zulassungsvorbringen nicht dar. Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass
- wovon der Gesetzgeber ausgeht (vgl. LT-Drs. 15/2431, S. 105) - das Ver-
bot sog. Mehrfachkonzessionen gemeinsam mit der Abstands�ächenregelung in
�42 Abs. 1 LGlüG der spielenden Person nach Verlassen einer Spielhalle die
Möglichkeit erö�nen soll, einen inneren Abstand vom gerade beendeten Spiel
an einem Geldspielgerät oder der Teilnahme an einem anderen Spiel zu �nden,
um somit die Chance zu erhalten, ihr Verhalten zu re�ektieren und zu ein-
er möglichst unbeein�ussten Eigenentscheidung zu kommen, ob sie das Spiel
fortsetzen möchte. Hierin kommt die Einschätzung des Gesetzgebers zum Aus-
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druck, dass es zu einer wirksamen Bekämpfung der Glücksspielsucht beitra-
gen kann, wenn es eine Au�ockerung der räumlichen Ansammlung von Spiel-
hallen für den Spieler schwieriger macht, von einer Spielhalle in eine andere
zu wechseln. Dass ein Zusammenhang zwischen der leichten Verfügbarkeit und
Gri�nähe eines Spielangebots und einem verstärkten Nachfrageverhalten sowie
einem damit verbundenen Anstieg in der Prävalenz glücksspielbedingter Prob-
leme bestehen kann (vgl. dazu mit Nachweisen wissenschaftlicher Äuÿerungen
und Untersuchungen: BayVerfGH, Entscheidung vom 28.06.2013, a.a.O.), stellt
das Zulassungsvorbringen nicht in Frage. Es ist auch nicht ersichtlich, dass eine
Reduzierung der Zahl der Spielhallen in einem Gebäude oder Gebäudekomplex
von vornherein nicht zur Kanalisierung des Spieltriebs geeignet ist.

Soweit das Zulassungsvorbringen die Erforderlichkeit der Regelung des �42 Abs.15
2 LGlüG verneint, legt es in Auseinandersetzung mit den diesbezüglichen Aus-
führungen des Verwaltungsgerichts nicht einmal ansatzweise dar, dass der Nor-
mgeber den oben beschriebenen Zweck der Maÿnahme mit einer anderen - eben-
so geeigneten - Maÿnahme verwirklichen kann, die die Betro�enen weniger be-
lastet und sonstige private oder ö�entliche Belange nicht oder nicht stärker
beeinträchtigt als die ergri�ene Maÿnahme.

Ein entsprechendes Darlegungsde�zit besteht auch hinsichtlich des klägerischen16
Vorbringens, dass in �brachialer Art und Weise� in das bestehende Grundrecht
der Berufsfreiheit eingegri�en werde. Soweit hiermit gemeint sein sollte, dass die
Regelung nicht als verhältnismäÿig im engeren Sinn angesehen werden kann, set-
zt sich der Zulassungsantrag nicht hinreichend mit den Ausführungen im erstin-
stanzlichen Urteil auseinander. Dabei ist auch in Rechnung zu stellen, dass das
Grundrecht der Berufsfreiheit keinen Anspruch auf Sicherung künftiger Erwerb-
smöglichkeiten bietet (vgl. BVerfG, Urteil vom 17.12.2002 - 1 BvL 28, 29, 30/95
-, BVerfGE 106, 275, 299; BVerwG, Urteil vom 23.10.2008 - 7 C 48.07 -, BVer-
wGE 132, 224) und es weder nahe liegt noch von der Klägerin geltend gemacht
wird, dass die Ausübung des Berufs eines Spielhallenbetreibers angesichts der
Möglichkeit, weiterhin auch mehrere räumlich nicht verbundene Spielhallen be-
treiben zu können, in nicht mehr hinnehmbarer Weise beschränkt wird.

Das Vorbringen der Klägerin zu Art. 14 Abs. 1 GG ist identisch mit demjenigen17
zu Art. 12 Abs. 1 GG und genügt auch in dieser Beziehung nicht dem Dar-
legungsgebot des �124a Abs. 4 Satz 4 VwGO. Bei �42 Abs. 2 LGlüG handelt
es sich allenfalls um eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums
(vgl. BayVerfGH, Entscheidung vom 28.06.2013, a.a.O.). Dass diese unverhält-
nismäÿig sein sollte, zeigt der Zulassungsantrag nicht auf.

Soweit das Verwaltungsgericht ausgeführt hat, dass es nicht gleichheitswidrig sei,18
dass andere Arten des Glücksspiels anders geregelt würden, da von Spielhallen
eine spezi�sche Gefährdung ausgehe, die sich etwa von der von Spielbanken aus-
gehenden Gefährdung unterscheide, belässt es der Zulassungsantrag lediglich
bei einem Hinweis darauf, dass insoweit eindeutig gegen die Anforderungen

7



des Europäischen Gerichtshofs bzgl. der notwendigen Systematik und Kohärenz
der Regelungen im Glücksspielbereich verstoÿen werde, ohne indes diese An-
forderungen näher und unter Nennung rechtlicher Bezugspunkte darzulegen. Im
Hinblick auf eine Kohärenz zum Recht der Spielbanken wird nicht auf die Ar-
gumentation des Verwaltungsgerichts eingegangen, dass in Baden-Württemberg
Spielbanken nur an wenigen Standorten erlaubt sind bzw. erlaubt werden kön-
nen, deshalb schon auf Grund der räumlichen Entfernung für die meisten Spiel-
teilnehmer weniger leicht erreichbar sind und bei Spielbanken die Kontrolle der
Einhaltung von Schutzvorschriften eher sichergestellt werden kann. In Anbetra-
cht der unterschiedlichen Verbreitung von Spielhallen und Spielbanken fehlt es
zudem für einen Verstoÿ gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG
an einem im Wesentlichen gleichgelagerten Sachverhalt.

Dass sich die Klägerin darüber hinaus nicht auf Vertrauensschutz berufen kann,19
wurde bereits ausgeführt. Die von ihr weiter in Bezug genommenen Übergangs-
bestimmungen betre�en die Klägerin nicht, da sie die Erteilung einer Erlaubnis
nicht für den Betrieb einer bestehenden Spielhalle, sondern einer weiteren Spiel-
halle im Gebäude ... in ... begehrt (vgl. �51 Abs. 4 LGlüG).

d. Letztlich greift das Vorbringen der Klägerin zum Verstoÿ gegen Vorschriften20
gegen das Recht der Europäischen Union nicht durch. Die Klägerin wendet sich
lediglich gegen die Annahme des Verwaltungsgerichts, dass kein grenzüberschre-
itender Sachverhalt vorliege, setzt sich aber nicht mit der Frage auseinander,
ob ein durch �42 Abs. 2 LGlüG bewirkter Eingri� in die Dienstleistungs- oder
Niederlassungsfreiheit gerechtfertigt ist, was das Verwaltungsgericht aus den gle-
ichen Gründen, die den Eingri� in die Berufsausübungsfreiheit der Spielhallen-
betreiber rechtfertigen, angenommen hat. Hinsichtlich des Umstandes, dass für
das Landesglücksspielgesetzes kein Noti�zierungsverfahren durchgeführt worden
ist, hat das Verwaltungsgericht darauf abgestellt, dass �42 Abs. 2 LGlüG der
Vorschrift des �25 Abs. 2 1. GlüÄndStV entspricht, der seinerseits noti�ziert
worden ist. Auch zu diesen Ausführungen verhält sich das Zulassungsvorbrin-
gen nicht.

2. Der weiterhin von der Klägerin in Anspruch genommene Zulassungsgrund21
der besonderen tatsächlichen oder rechtlichen Schwierigkeiten der Rechtssache
(�124 Abs. 2 Nr. 2 VwGO) ist nicht hinreichend dargelegt. Die Klägerin geht
insoweit nur in sehr allgemein gehaltener Form und der Sache nach unter Bezug-
nahme auf die von ihr geltend gemachten, aber nicht zur Zulassung der Berufung
führenden ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des erstinstanzlichen Urteils da-
rauf ein, dass die Rechtssache �im Zusammenhang mit der in Abrede gestellten
Wirksamkeit des Glücksspieländerungsstaatsvertrages ab dem 01.07.2012 und
dem Landesglücksspielgesetz ab dem 29.11.2012 und insbesondere der Wirk-
samkeit der Übergangsvorschriften mit der Stichtagsregelung� auch besondere
tatsächliche und rechtliche Schwierigkeiten aufweise. Es wird aber nicht aus-
geführt, warum sich der vorliegende Fall in tatsächlicher oder rechtlicher Hin-
sicht signi�kant von dem Spektrum der in verwaltungsgerichtlichen Verfahren
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zu entscheidenden Streitfälle unterscheidet und deshalb besonders schwierig ist.
Dies gilt insbesondere auch vor dem Hintergrund, dass sich Fragen der Wirk-
samkeit von Übergangsvorschriften, hier des �51 Abs. 4 LGlüG, im Fall der
Klägerin - wie bereits ausgeführt - gar nicht stellen.

3. Der Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (�12422
Abs. 2 Nr. 3 VwGO) ist ebenfalls nicht hinreichend dargelegt. Unter dem Gesicht-
spunkt einer grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache ist dem Darlegungs-
gebot nur genügt, wenn in Bezug auf die Rechtslage oder die Tatsachenfeststel-
lungen eine konkrete Frage aufgeworfen und erläutert wird, warum sie bisher
höchstrichterlich oder obergerichtlich noch nicht geklärte Probleme aufwirft, die
über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus bedeutsam sind und im Interesse
der Einheitlichkeit der Rechtsprechung oder Fortentwicklung des Rechts beru-
fungsgerichtlich geklärt werden müssen. Dass dies der Fall wäre, zeigt der Zulas-
sungsantrag nicht auf. Es wird bereits keine konkrete entscheidungserhebliche
Frage formuliert, sondern lediglich auf die in Abrede gestellte Wirksamkeit des
Glücksspieländerungsstaatsvertrages und des Landesglücksspielgesetzes Bezug
genommen und eine �ausführliche und tiefergehende Überprüfung der geltend
gemachten grundrechts- und EU-verfassungswidrigen Regelungen der genannten
Gesetze� eingefordert.

Die Kostenentscheidung folgt aus �154 Abs. 1 VwGO.23

Die Streitwertfestsetzung ergibt sich aus ��47Abs. 1 und 3, 52 Abs. 1, 63 Abs. 324
GKG in Verbindung mit Zi�. 54.1 des Streitwertkataloges für die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar.25
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